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Sie sind in der DDR aufgewachsen und gingen dort 
zur Schule. Nach dem Schulabschluss lernten Sie 
zunächst an der Medizinischen Fachschule in 
Greifswald und arbeiteten als Orthoptistin. Heute sind 
Sie Professorin für Erziehungswissenschaften. Sie 
haben einen – aus heutiger Sicht – ungewöhnlichen 
Ausbildungsweg. Können Sie kurz erläutern, welchen 
Einfluss die DDR auf Ihren Bildungsweg hatte?

„Die DDR hat vor allem meinen weiterführenden 
Bildungsweg verhindert. Das Abitur habe ich auf der 
Abendschule parallel zu meiner Berufstätigkeit als 
Orthoptistin nachgeholt, weil ich keine Zulassung zur 
Erweiterten Oberschule (heute: Gymnasium) 
bekommen habe. Nach dem Abitur konnte ich dann 
auch nicht studieren. Da ich schon eine 
Berufsausbildung als Orthoptistin hatte, war es in der 
DDR nicht möglich, sich direkt auf einen Studienplatz 
an einer Universität bewerben. Dafür benötigte ich 
eine Delegierung meines Betriebes. Diese 
Delegierung habe ich aber nicht bekommen, weil ich 
mich weigerte, in die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands einzutreten und weiter in der 
kirchennahen unabhängigen Friedensbewegung der 
DDR aktiv war. Für Menschen, die politisch kritisch 
zur DDR eingestellt waren, war ein Zugang zur 
Universität fast unmöglich. Ich habe deshalb erst 
nach dem Fall der Mauer in West-Berlin ein Studium 
aufnehmen können.“ 



Seite 1

Q 

A

Dr. Ingrid Miethe, Professorin für 
Bildungsforschung, 
Universität Gießen, Deutschland

Was waren in Ihren Augen die größten Probleme, die 
Bildung in der DDR hatte?

„Das allergrößte Problem war die 
politisch-ideologische Überfrachtung aller Lehrinhalte, 
ab Mitte der 1980er-Jahre auch eine zunehmende 
Militarisierung der Schule und des Unterrichts. 
Beispielsweise wurde da ein Fach 
„Wehrkundeunterricht“ eingeführt. Diese ideologische 
Durchdringung betraf nicht nur 
gesellschaftswissenschaftlich Fächer, sondern alle 
Fächer. Im Mathematikunterricht wurde 
beispielsweise berechnet, wie weit eine Granate 
fliegen muss, damit sie die feindliche US-Armee 
treffen kann. Eine kritische und offene Diskussion war 
in der Schule und Universität nicht möglich. Es gab 
nur eine Deutung der Wirklichkeit – nämlich die 
marxistisch-leninistische. Diese Weltanschauung 
wurde als nicht hinterfragbare Wahrheit gelehrt. 
Alles, was nicht in diese Linie passte, wurde als 
staatsfeindliche Hetze diffamiert. Offene 
Pro-und-Contra-Diskussionen waren undenkbar. 
Außerdem waren alle Kinder und Jugendlichen dazu 
verpflichtet, Mitglied in den sozialistischen 
Jugendorganisationen (Pioniere, Freie Deutsche 
Jugend) zu werden. Wer dort kein Mitglied war, hatte 
kaum die Chance auf die Zulassung zur Oberschule 
oder zum Studium.“ 
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Der Staat in der DDR übte einen großen Einfluss auf 
die Bildung aus und man liest heute oft über die 
politische Indoktrinierung von Jugendlichen im DDR-
Bildungssystem. Aber die Vermittlung politischer und 
gesellschaftlicher Werte in der Bildung gab es 
natürlich nicht nur in der DDR. Kann Bildung 
überhaupt objektiv sein?

„Bildung ist nie objektiv, sondern prägt natürlich 
immer in eine bestimmte Richtung. Bildung in 
demokratischen Staaten hat zum Ziel, die 
Heranwachsenden mit den Regeln demokratischer 
Gesellschaften vertraut zu machen; Bildung in der 
Diktatur dient der Einsozialisierung in die Regeln der 
Diktatur. Von daher dient Bildung immer dazu, die 
Kinder und Jugendlichen mit den gesellschaftlichen 
Normen vertraut zu machen, die in der Gesellschaft 
gelten, in der sie leben. Der entscheidende 
Unterschied zwischen der DDR und Demokratien liegt 
darin, dass demokratische Bildung offen ist für die 
öffentliche Diskussion abweichender Meinungen. Was 
richtig oder falsch ist, kann ausdiskutiert werden und 
es sind sehr unterschiedliche Meinungen akzeptiert. 
In der DDR war bereits die Artikulation einer von der 
Staatslinie abweichenden Meinung eine Straftat; 
konnte weiterführende Bildungswege verhindern und 
im Extrem in Gefängnishaft enden. DDR-Bildung hat 
von daher nie die Freiheit des Diskurses und die 
Vielfalt der Meinungen vermittelt, sondern eine 
einseitige und nicht zu hinterfragende, staatlich 
vorgegebene Interpretation der Welt. Wer sich dieser 
Deutung nicht anschloss, wurde zum Staatsfeind.“ 
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Auch heute wird über einen gerechten und freien 
Zugang aller Bürger*innen zu Bildung diskutiert, 
denn in vielen Ländern der Welt ist Bildung noch 
immer ein Privileg. Was kann eine Gesellschaft tun, 
um soziale Ungleichheit durch ungleiche 
Bildungszugänge zu vermeiden?

„Die DDR hat es in den 1950er-Jahren tatsächlich 
vermocht, den über Jahrhunderte bestehenden 
Zusammenhang von Bildung und sozialer 
Ungleichheit aufzulösen. In diesem Jahrzehnt ist es 
gelungen, sehr vielen Kinder aus unteren 
Sozialschichten den Weg zur Hochschule zu öffnen. In 
den 1950er-Jahren war beispielsweise in der DDR der 
Anteil der Arbeiterkinder an den Universitäten fast 
genauso hoch wie der Anteil der Arbeiter*innen in der 
Gesamtbevölkerung (proportionale 
Chancengleichheit). Dieser Erfolg ging dann aber ab 
den 1960er-Jahren zunehmend wieder verloren. Dass 
dies aber zumindest in der DDR der 1950er-Jahre 
möglich war, zeigt, dass man diesen Zusammenhang 
auflösen kann, wenn das politisch gewollt ist. Bildung 
ist nach wie vor in allen Ländern der Welt ein Privileg! 
Gleichheit der Bildungschancen muss von daher 
politisch gewollt sein! Es gibt kein einziges Land in 
der Welt, in dem es gelungen ist, die Benachteiligung 
von Kindern aus unteren Sozialschichten oder 
Minoritätsgruppen vollständig auszugleichen. Wenn 
man diese Benachteiligungen reduzieren möchte, 
muss sehr viel in das öffentliche Schulsystem 
investiert werden. Die öffentliche Bildung muss …“



Seite 2

A  

Dr. Ingrid Miethe, Professorin für 
Bildungsforschung, 
Universität Gießen, Deutschland

„… möglichst früh einsetzen (Kindergarten) und bis 
zur Universität kostenlos sein. Außerdem müssen 
Kinder aus benachteiligten Elternhäusern gezielt 
daraufhin angesprochen werden, sich weiterführende 
Bildungswege auch zuzutrauen. Oft denken sie gar 
nicht daran, dass solche Wege möglich wären oder 
die Eltern finden das nicht notwendig. Hier haben 
beispielsweise die Lehrer*innen eine ganz wichtige 
Funktion, indem sie Kinder aus benachteiligten 
Elternhäusern auf die Möglichkeit weiterführender 
Bildungswege hinweisen und sie dort auch 
unterstützen. In gewissen Sinne muss hier das 
öffentliche Bildungssystem die finanzielle und 
mentale Unterstützung zur Verfügung stellen, die 
Kinder aus bildungsnahen Elternhäusern bereits zu 
Hause bekommen.“


